
Bundesgesetz über die berufliche Alters—, Hinterlassenen- 
und Invalidenvorsorge 

(BVG) 
  

Art. 2 Obligatorische Versicherung der Arbeitnehmer und der Arbeitslosen 

1 Arbeitnehmer, die das 17. Altersjahr überschritten haben und bei einem Arbeitgeber einen 
Jahreslohn von mehr als 18 990 Franken2 beziehen (Art. 7), unterstehen der obligatorischen 
Versicherung. 

2 Ist der Arbeitnehmer weniger als ein Jahr lang bei einem Arbeitgeber beschäftigt, so gilt als 
Jahreslohn der Lohn, den er bei ganzjähriger Beschäftigung erzielen würde. 

3 Bezüger von Taggeldern der Arbeitslosenversicherung unterstehen für die Risiken Tod und 
Invalidität der obligatorischen Versicherung. 

4 Der Bundesrat regelt die Versicherungspflicht für Arbeitnehmer in Berufen mit häufig 
wechselnden oder befristeten Anstellungen. Er bestimmt, welche Arbeitnehmer aus 
besonderen Gründen nicht der obligatorischen Versicherung unterstellt sind. 

 

 
2 Heute: mehr als 20 520 Franken (Art. 5 der V vom 18. April 1984 über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- 
und Invalidenvorsorge in der Fassung der Änd. vom 26. Sept. 2008 – SR 831.441.1). 

 
Stand am 1. Januar 2009 
 

Art. 7 Mindestlohn und Alter 

1 Arbeitnehmer, die bei einem Arbeitgeber einen Jahreslohn von mehr als 18 990 Franken1 
beziehen, unterstehen ab 1. Januar nach Vollendung des 17. Altersjahres für die Risiken Tod 
und Invalidität, ab 1. Januar nach Vollendung des 24. Altersjahres auch für das Alter der 
obligatorischen Versicherung.  

2 Dieser Lohn entspricht dem massgebenden Lohn nach dem Bundesgesetz vom 20. Dez. 
1946 über die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHVG). Der Bundesrat kann 
Abweichungen zulassen. 

 
1 Heute: mehr als 20 520 Franken (Art. 5 der V vom 18. April 1984 über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- 
und Invalidenvorsorge in der Fassung der Änd. vom 26. Sept. 2008 – SR 831.441.1). 

 
Stand am 1. Januar 2009 
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Art. 8 Koordinierter Lohn 

1 Zu versichern ist der Teil des Jahreslohnes von 22 155 bis und mit 75 960 Franken1. Dieser 
Teil wird koordinierter Lohn genannt. 

2 Beträgt der koordinierte Lohn weniger als 3165 Franken3 im Jahr, so muss er auf diesen 
Betrag aufgerundet werden. 

3 Sinkt der Jahreslohn vorübergehend wegen Krankheit, Unfall, Arbeitslosigkeit, Mutterschaft 
oder aus ähnlichen Gründen, so behält der bisherige koordinierte Lohn mindestens solange 
Gültigkeit, als die Lohnfortzahlungspflicht des Arbeitgebers nach Artikel 324a des 
Obligationenrechts bestehen würde oder ein Mutterschaftsurlaub nach Artikel 329f des 
Obligationenrechts dauert. Die versicherte Person kann jedoch die Herabsetzung des 
koordinierten Lohnes verlangen.  

 
1 Heute: von 23 940 bis und mit 82 080 Franken (Art. 5 der V vom 18. April 1984 über die berufliche Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge in der Fassung der Änd. vom 26. Sept. 2008 – SR 831.441.1). 
3 Heute: weniger als 3 420 Franken (Art. 5 der V vom 18. April 1984 über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- 
und Invalidenvorsorge in der Fassung der Änd. vom 26. Sept. 2008 – SR 831.441.1). 

 
Stand am 1. Januar 2009 
 
 

Art. 46 Erwerbstätigkeit im Dienste mehrerer Arbeitgeber 

1 Der nicht obligatorisch versicherte Arbeitnehmer, der im Dienste mehrerer Arbeitgeber steht 
und dessen gesamter Jahreslohn 18 990 Franken1 übersteigt, kann sich entweder bei der 
Auffangeinrichtung oder bei der Vorsorgeeinrichtung, der einer seiner Arbeitgeber 
angeschlossen ist, freiwillig versichern lassen, sofern deren reglementarische Bestimmungen 
es vorsehen. 

2 Ist der Arbeitnehmer bereits bei einer Vorsorgeeinrichtung obligatorisch versichert, kann er 
sich bei ihr, falls ihre reglementarischen Bestimmungen es nicht ausschliessen, oder bei der 
Auffangeinrichtung für den Lohn zusätzlich versichern lassen, den er von den anderen 
Arbeitgebern erhält. 

3 Dem Arbeitnehmer, der Beiträge direkt an eine Vorsorgeeinrichtung bezahlt, schuldet jeder 
Arbeitgeber jeweils die Hälfte der Beiträge, die auf den bei ihm bezogenen Lohn entfallen. 
Die Höhe des Arbeitgeber-Beitrages ergibt sich aus einer Bescheinigung der 
Vorsorgeeinrichtung. 

4 Die Vorsorgeeinrichtung übernimmt auf Begehren des Arbeitnehmers das Inkasso 
gegenüber den Arbeitgebern. 
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1 Heute: 20 520 Franken (Art. 5 der V vom 18. April 1984 über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenvorsorge in der Fassung der Änd. vom 26. Sept. 2008 – SR 831.441.1). 

 
Stand am 1. Januar 2009 
 
 

Art. 48 Grundsätze1

1 Vorsorgeeinrichtungen, die an der Durchführung der obligatorischen Versicherung 
teilnehmen wollen, müssen sich bei der Aufsichtsbehörde, der sie unterstehen (Art. 6l), in das 
Register für die berufliche Vorsorge eintragen lassen. 

2 Registrierte Vorsorgeeinrichtungen müssen die Rechtsform einer Stiftung oder einer 
Genossenschaft haben oder eine Einrichtung des öffentlichen Rechts sein. Sie müssen 
Leistungen nach den Vorschriften über die obligatorische Versicherung erbringen und nach 
diesem Gesetz organisiert, finanziert und verwaltet werden. 

3 Eine Vorsorgeeinrichtung wird aus dem Register gestrichen, wenn sie: 

a. die gesetzlichen Voraussetzungen zur Registrierung nicht mehr erfüllt und innerhalb 
der von der Aufsichtsbehörde gesetzten Frist die erforderlichen Anpassungen nicht 
vornimmt; 

 
b. auf die weitere Registrierung verzichtet. 

4 Die registrierten Vorsorgeeinrichtungen und die an der von ihnen durchgeführten 
beruflichen Vorsorge Beteiligten sind berechtigt, die Versichertennummer der AHV nach den 
Bestimmungen des AHVG für die Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben systematisch zu 
verwenden.4

 
1 Fassung gemäss Anhang Ziff. 9 des BG vom 23. Juni 2006 (Neue AHV-Versichertennummer), in Kraft seit 1. 
Dez. 2007 (AS 2007 5259 5263; BBl 2006 501). 
 
4 Eingefügt durch Anhang Ziff. 9 des BG vom 23. Juni 2006 (Neue AHV-Versichertennummer), in Kraft seit 1. 
Dez. 2007 (AS 2007 5259 5263; BBl 2006 501). 

 
Stand am 1. Januar 2009 
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Art. 49 Selbständigkeitsbereich 

1 Die Vorsorgeeinrichtungen sind im Rahmen dieses Gesetzes in der Gestaltung ihrer 
Leistungen, in deren Finanzierung und in ihrer Organisation frei. Sie können im Reglement 
vorsehen, dass Leistungen, die über die gesetzlichen Mindestbestimmungen hinausgehen, nur 
bis zum Erreichen des Rentenalters ausgerichtet werden. 

2 Gewährt eine Vorsorgeeinrichtung mehr als die Mindestleistungen, so gelten für die weiter 
gehende Vorsorge die Vorschriften über: 

1. die Definition und Grundsätze der beruflichen Vorsorge sowie des versicherbaren 
Lohnes oder des versicherbaren Einkommens (Art. 1), 

 
2. die zusätzlichen Einkäufe für den Vorbezug der Altersleistung (Art. 13a Abs. 8), 
 
3. die Begünstigten bei Hinterlassenenleistungen (Art. 20a),  
 
4. die Rückerstattung zu Unrecht bezogener Leistungen (Art. 35a),  
 
5. die Anpassung an die Preisentwicklung (Art. 36 Abs. 2–4), 
 
6. die Verjährung von Ansprüchen und die Aufbewahrung von Vorsorgeunterlagen  

(Art. 41),  
6a.4  die systematische Verwendung der Versichertennummer der AHV(Art. 48 Abs. 4), 
 
7. die paritätische Verwaltung (Art. 51), 
 
8. die Verantwortlichkeit (Art. 52), 
 
9. die Kontrolle (Art. 53), 
 
10. die Interessenkonflikte (Art. 53a), 
 
11. die Teil- oder Gesamtliquidation (Art. 53b–53d), 
 
12. die Auflösung von Verträgen (Art. 53e und 53f), 
 
13. den Sicherheitsfonds (Art. 56 Abs. 1 Bst. c und Abs. 2–5, Art. 56a, 57 und 59), 
 
14. die Aufsicht (Art. 61, 62 und 64), 
 
15. die Gebühren (Art. 63a), 
 
16. die finanzielle Sicherheit (Art. 65, 65c, 65d Abs. 1, 2 und 3 Bst. a zweiter Satz und b,  

Art. 65e, 66 Abs. 4, 67 und 69), 
 
17. die Transparenz (Art. 65a),  
 
18. die Rückstellungen (Art. 65b), 
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19. die Versicherungsverträge zwischen Vorsorgeeinrichtungen und  
Versicherungseinrichtungen (Art. 68 Abs. 3 und 4), 

 
20. die Überschussbeteiligungen aus Versicherungsverträgen (Art. 68a), 
 
21. die Vermögensverwaltung (Art. 71), 
 
22. die Rechtspflege (Art. 73 und 74), 
 
23. die Strafbestimmungen (Art. 75–79), 
 
24. den Einkauf (Art. 79b), 
 
25. den versicherbaren Lohn und das versicherbare Einkommen (Art. 79c), 

 
25a.7  die Datenbearbeitung für die Zuweisung oder Verifizierung der Versichertennummer 

der AHV (Art. 85a Bst. f), 
 
25b.8  die Datenbekanntgabe für die Zuweisung oder Verifizierung der Versichertennummer 

der AHV (Art. 86a Abs. 2 Bst. bbis),  
 
26. die Information der Versicherten (Art. 86b). 

 
4 Eingefügt durch Anhang Ziff. 9 des BG vom 23. Juni 2006 (Neue AHV-Versichertennummer), in Kraft seit 1. 
Dez. 2007 (AS 2007 5259 5263; BBl 2006 501). 
7 Eingefügt durch Anhang Ziff. 9 des BG vom 23. Juni 2006 (Neue AHV-Versichertennummer), in Kraft seit 1. 
Dez. 2007 (AS 2007 5259 5263; BBl 2006 501). 
8 Eingefügt durch Anhang Ziff. 9 des BG vom 23. Juni 2006 (Neue AHV-Versichertennummer), in Kraft seit 1. 
Dez. 2007 (AS 2007 5259 5263; BBl 2006 501). 

 
Stand am 1. Januar 2009 
 

Art. 85a Bearbeiten von Personendaten 

Die mit der Durchführung, der Kontrolle oder der Beaufsichtigung der Durchführung dieses 
Gesetzes betrauten Organe sind befugt, die Personendaten, einschliesslich besonders 
schützenswerter Daten und Persönlichkeitsprofile, zu bearbeiten oder bearbeiten zu lassen, die 
sie benötigen, um die ihnen nach diesem Gesetz übertragenen Aufgaben zu erfüllen, 
namentlich um: 

a. die Versicherungsbeiträge zu berechnen und zu erheben; 
 
b. Leistungsansprüche zu beurteilen sowie Leistungen zu berechnen, zu gewähren und  

diese mit Leistungen anderer Sozialversicherungen zu koordinieren; 
 

c. ein Rückgriffsrecht gegenüber einem haftpflichtigen Dritten geltend zu machen; 
 
d. die Aufsicht über die Durchführung dieses Gesetzes auszuüben; 
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e. Statistiken zu führen; 
 
f.3 die Versichertennummer der AHV zuzuweisen oder zu verifizieren. 

 
3 Eingefügt durch Anhang Ziff. 9 des BG vom 23. Juni 2006 (Neue AHV-Versichertennummer), in Kraft seit 1. 
Dez. 2007 (AS 2007 5259 5263; BBl 2006 501). 

 
Stand am 1. Januar 2009 
 
 
 

Art. 86a Datenbekanntgabe 

1 Sofern kein überwiegendes Privatinteresse entgegensteht, dürfen Daten im Einzelfall und 
auf schriftliches und begründetes Gesuch hin bekannt gegeben werden an: 

a. Sozialhilfebehörden, wenn sie für die Festsetzung, Änderung oder Rückforderung von  
Leistungen beziehungsweise für die Verhinderung ungerechtfertigter Bezüge 
erforderlich sind; 

 
b. Zivilgerichte, wenn sie für die Beurteilung eines familien- oder erbrechtlichen  

Streitfalles erforderlich sind; 
 

c. Strafgerichte und Strafuntersuchungsbehörden, wenn sie für die Abklärung eines 
Verbrechens oder eines Vergehens erforderlich sind; 

 
d. Betreibungsämter, nach den Artikeln 91, 163 und 222 des Bundesgesetzes vom 11. 

April 1889 über Schuldbetreibung und Konkurs; 
 
e. Steuerbehörden, wenn sie sich auf die Ausrichtung von Leistungen der beruflichen 

Vorsorge beziehen und für die Anwendung der Steuergesetze erforderlich sind. 

2 Sofern kein überwiegendes Privatinteresse entgegensteht, dürfen Daten bekannt gegeben 
werden an: 

a. andere mit der Durchführung sowie der Kontrolle oder der Beaufsichtigung der 
Durchführung dieses Gesetzes betrauten Organe, wenn sie für die Erfüllung der ihnen 
nach diesem Gesetz übertragenen Aufgaben erforderlich sind; 

 
b. Organe einer anderen Sozialversicherung, wenn sich eine Pflicht zur Bekanntgabe aus 

einem Bundesgesetz ergibt; 
 

bbis.3  Organe einer anderen Sozialversicherung für die Zuweisung oder Verifizierung der 
Versichertennummer der AHV; 

 
c. die für die Quellensteuer zuständigen Behörden, nach den Artikeln 88 und 100 des 

Bundesgesetzes vom 14. Dezember 1990 über die direkte Bundessteuer sowie den 
entsprechenden kantonalen Bestimmungen; 
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d. Organe der Bundesstatistik, nach dem Bundesstatistikgesetz vom 9. Oktober 1992; 
 
e. Strafuntersuchungsbehörden, wenn es die Anzeige oder die Abwendung eines 

Verbrechens erfordert; 
 
f.6 die IV-Stelle zur Früherfassung nach Artikel 3b IVG oder im Rahmen der 

interinstitutionellen Zusammenarbeit nach Artikel 68bis IVG und an die privaten 
Versicherungseinrichtungen nach Artikel 68bis Absatz 1 Buchstabe b IVG. 

3 Daten dürfen auch der zuständigen Steuerbehörde im Rahmen des Meldeverfahrens nach 
Artikel 19 des Bundesgesetzes vom 13. Oktober 1965 über die Verrechnungssteuer bekannt 
gegeben werden. 

4 Daten, die von allgemeinem Interesse sind und sich auf die Anwendung dieses Gesetzes 
beziehen, dürfen veröffentlicht werden. Die Anonymität der Versicherten muss gewahrt 
bleiben. 

5 In den übrigen Fällen dürfen Daten an Dritte wie folgt bekannt gegeben werden: 

a. nicht personenbezogene Daten, sofern die Bekanntgabe einem überwiegenden 
Interesse entspricht; 

 
b. Personendaten, sofern die betroffene Person im Einzelfall schriftlich eingewilligt hat 

oder, wenn das Einholen der Einwilligung nicht möglich ist, diese nach den 
Umständen als im Interesse des Versicherten vorausgesetzt werden darf. 

6 Es dürfen nur die Daten bekannt gegeben werden, welche für den in Frage stehenden Zweck 
erforderlich sind. 

7 Der Bundesrat regelt die Modalitäten der Bekanntgabe und die Information der betroffenen 
Person. 

8 Die Daten werden in der Regel schriftlich und kostenlos bekannt gegeben. Der Bundesrat 
kann die Erhebung einer Gebühr vorsehen, wenn besonders aufwendige Arbeiten erforderlich 
sind. 

 
3 Eingefügt durch Anhang Ziff. 9 des BG vom 23. Juni 2006 (Neue AHV-Versicherten-nummer), in Kraft seit 1. 
Dez. 2007 (AS 2007 5259 5263; BBl 2006 501). 
 
6 Eingefügt durch Anhang Ziff. 5 des BG vom 6. Okt. 2006 (5. IV-Revision), in Kraft seit 1. Jan. 2008 (AS 2007 
5129 5147; BBl 2005 4459). 

 
Stand am 1. Januar 2009 
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Art. 881

 
1 Aufgehoben durch Ziff. II 41 des BG vom 20. März 2008 zur formellen Bereinigung des Bundesrechts, mit 
Wirkung seit 1. Aug. 2008 (AS 2008 3437 3452; BBl 2007 6121). 

 
Stand am 1. Januar 2009 
 
 

Art. 92–941

 
1 Aufgehoben durch Ziff. II 41 des BG vom 20. März 2008 zur formellen Bereinigung des Bundesrechts, mit 
Wirkung seit 1. Aug. 2008 (AS 2008 3437 3452; BBl 2007 6121). 

 
Stand am 1. Januar 2009 
 
 
 

Art. 961

 
1 Aufgehoben durch Ziff. II 41 des BG vom 20. März 2008 zur formellen Bereinigung des Bundesrechts, mit 
Wirkung seit 1. Aug. 2008 (AS 2008 3437 3452; BBl 2007 6121). 

 
Stand am 1. Januar 2009 
 
 
 

Art. 96a1

 
1 Eingefügt durch Ziff. I 10 des BG vom 19. März 1999 über das Stabilisierungsprogramm 1998 (AS 1999 2374; 
BBl 1999 4). Aufgehoben durch Ziff. II 41 des BG vom 20. März 2008 zur formellen Bereinigung des 
Bundesrechts, mit Wirkung seit 1. Aug. 2008 (AS 2008 3437 3452; BBl 2007 6121). 

 
Stand am 1. Januar 2009 
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Art. 97 Vollzug 

1 Der Bundesrat überwacht die Anwendung des Gesetzes und trifft die Massnahmen zur 
Durchführung der beruflichen Vorsorge. 

1bis Der Bundesrat erlässt Vorschriften über die Durchführung von Erhebungen und die 
Veröffentlichung von Informationen, die der Kontrolle über die Anwendung sowie der 
Evaluation über die Wirkung dieses Gesetzes dienen. Dabei sind insbesondere die 
Organisation und die Finanzierung der Vorsorgeeinrichtungen, die Leistungen und deren 
Empfänger sowie der Beitrag der beruflichen Vorsorge an die Fortsetzung der gewohnten 
Lebenshaltung zu analysieren.  

2 Die Kantone erlassen die Ausführungsbestimmungen. …2

3 Die Kantone bringen die Ausführungsvorschriften dem Eidgenössischen Departement des 
Innern zur Kenntnis.  

 
2 Satz aufgehoben durch Ziff. II 41 des BG vom 20. März 2008 zur formellen Bereinigung des Bundesrechts, mit 
Wirkung seit 1. Aug. 2008 (AS 2008 3437 3452; BBl 2007 6121). 

 
Stand am 1. Januar 2009 
 
 

Übergangsbestimmungen der Änderung vom 21. Juni 199615

 
15 AS 1996 3067. Aufgehoben durch Ziff. II 41 des BG vom 20. März 2008 zur formellen Bereinigung des 
Bundesrechts, mit Wirkung seit 1. Aug. 2008 (AS 2008 3437 3452; BBl 2007 6121). 

 
Stand am 1. Januar 2009 
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